
Kirchensteuer bei Pauschalierung der Lohnsteuer –
Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder

Vom 8. August 2016

(BStBl 2016 I S. 773)

Bezug: Erlasse vom 28. Dezember 2006 (BStBl 2007 I S. 76) und vom 23. Oktober 2012
(BStBl I S. 1083)

Bei der Erhebung der Kirchensteuer kann in den Fällen der Pauschalierung

- der Lohnsteuer nach Maßgabe der § 40, § 40a Abs. 1, 2a und 3 und § 40b EStG der
Arbeitgeber,

- der Einkommensteuer nach Maßgabe des § 37a das Unternehmen, das Sachprämien
im Sinne des § 3 Nummer 38 EStG gewährt,

- der Einkommensteuer nach Maßgabe des § 37b EStG der Steuerpflichtige, der
Sachzuwendungen gewährt,

jeweils zwischen einem vereinfachten Verfahren und einem Nachweisverfahren wäh-
len. Die Wahl zwischen diesen Verfahren kann der Pauschalierende sowohl für jeden
Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum als auch für die jeweils angewandte Pauschalierungs-
vorschrift und darüber hinaus für die in den einzelnen Rechtsvorschriften aufgeführten
Pauschalierungstatbestände unterschiedlich treffen. Im Einzelnen gilt Folgendes:

1. Vereinfachtes Verfahren

Entscheidet sich der Pauschalierende für das vereinfachte Verfahren, hat er in allen
Fällen der Pauschalierung für sämtliche Arbeitnehmer, für sämtliche Empfänger von
Sachprämien oder für sämtliche Empfänger von Sachzuwendungen (nachf.: Empfänger)
Kirchensteuer zu entrichten. Dabei ist ein ermäßigter Steuersatz anzuwenden, der in
pauschaler Weise dem Umstand Rechnung trägt, dass nicht alle Empfänger Angehörige
einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft sind. Die im vereinfachten Verfahren
ermittelten Kirchensteuern sind in der Lohnsteuer-Anmeldung unter der Kirchensteu-
er-Kennzahl 47 anzugeben. Die Aufteilung auf die steuererhebenden Religionsgemein-
schaften wird von der Finanzverwaltung übernommen.

2. Nachweisverfahren

a) Macht der Pauschalierende keinen Gebrauch vom vereinfachten Verfahren, hat er
grundsätzlich für alle Empfänger die Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Re-
ligionsgemeinschaft festzustellen (Nachweisverfahren). Für Empfänger, die keiner
steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehören, ist keine Kirchensteuer auf die
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pauschale Steuer zu entrichten; für die übrigen Empfänger gilt der allgemeine Kir-
chensteuersatz.

b) Als Beleg für die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer steuererhebenden
Religionsgemeinschaft dienen in den Fällen der §§ 40 und 40b EStG grundsätzlich
die vom Arbeitgeber beim Bundeszentralamt für Steuern abgerufenen elektronischen
Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) oder ein Vermerk des Arbeitgebers, dass
der Arbeitnehmer seine Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer steuererhe-
benden Religionsgemeinschaft mit der vom Finanzamt ersatzweise ausgestellten
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug nachgewiesen hat. Liegen dem Arbeitgeber
diese amtlichen Nachweise nicht vor, bedarf es einer schriftlichen Erklärung des Ar-
beitnehmers nach beigefügtem Muster; insbesondere in den Fällen des § 40a Abs. 1,
2a und 3 EStG genügt als Nachweis eine Erklärung nach beigefügtem Muster. Die
Erklärung des Arbeitnehmers muss als Beleg zum Lohnkonto aufbewahrt werden.

c) Als Beleg für die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer steuererhebenden
Religionsgemeinschaft genügt in den Fällen der §§ 37a und 37b EStG eine Erklä-
rung nach beigefügtem Muster. Die Erklärung des Empfängers von Sachprämien
oder Sachzuwendungen muss vom Pauschalierenden aufbewahrt werden. Bei Ar-
beitnehmern des Pauschalierenden ist zur Ermittlung der Zugehörigkeit zu einer
steuererhebenden Religionsgemeinschaft Buchstabe b entsprechend anzuwenden.

d) Die auf die jeweiligen Empfänger entfallende pauschale Steuer hat der Pauschalie-
rende entsprechend deren Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer steuerer-
hebenden Religionsgemeinschaft zuzuordnen; führt der Arbeitgeber ein Sammelkon-
to (§ 4 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 LStDV) oder in den Fällen des § 40a EStG entsprechende
Aufzeichnungen, hat er dort die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer
steuererhebenden Religionsgemeinschaft der jeweiligen Arbeitnehmer anzugeben.

Kann der Pauschalierende die auf den einzelnen Empfänger entfallende pauschale Steu-
er nicht ermitteln, ist aus Vereinfachungsgründen die gesamte pauschale Steuer im Ver-
hältnis der kirchensteuerpflichtigen zu den nicht kirchensteuerpflichtigen Empfängern
aufzuteilen; der auf die kirchensteuerpflichtigen Empfänger entfallende Anteil ist Be-
messungsgrundlage für die Anwendung des allgemeinen Kirchensteuersatzes. Die so er-
mittelte Kirchensteuer ist auf die Empfänger gleichmäßig zu verteilen und entsprechend
deren Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft zuzuordnen.

Die im Nachweisverfahren ermittelten Kirchensteuern sind in der Lohnsteuer-Anmel-
dung in der Regel unter der jeweiligen Kirchensteuer-Kennzahl (z.B. 61, 62) anzugeben.

Kann der Pauschalierende bei einzelnen Empfängern die Zugehörigkeit zu einer steu-
ererhebenden Religionsgemeinschaft nicht ermitteln und deshalb eine Zuordnung zur
jeweiligen steuererhebenden Religionsgemeinschaft nicht vornehmen, gilt ebenfalls der
allgemeine Kirchensteuersatz. Die auf diese Empfänger entfallende pauschale Steuer ist
Bemessungsgrundlage für die Anwendung des allgemeinen Kirchensteuersatzes. Die so
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ermittelte Kirchensteuer ist vereinfachungshalber in der Lohnsteuer-Anmeldung unter
der Kirchensteuer-Kennzahl 47 anzugeben. Die Aufteilung auf die steuererhebenden
Religionsgemeinschaften wird von der Finanzverwaltung übernommen.

3. Kirchensteuersätze

Die Höhe der Kirchensteuersätze ergibt sich sowohl bei Anwendung des vereinfachten
Verfahrens (Nr. 1) als auch des Nachweisverfahrens (Nr. 2) aus den Kirchensteuerbe-
schlüssen der steuererhebenden Religionsgemeinschaften. Die in den jeweiligen Län-
dern geltenden Regelungen werden im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.

4. Anwendungsregelung

Die Regelungen unter Nr. 1 bis 3 sind erstmals anzuwenden bei

- laufendem Arbeitslohn, der für einen nach dem 31. Dezember 2016 endenden Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird,

- sonstigen Bezügen, die nach dem 31. Dezember 2016 zufließen, und

- Sachprämien und Sachzuwendungen, die nach dem 31. Dezember 2016 zufließen.

Dieser Erlass ersetzt die Erlasse vom 28. Dezember 2006 (BStBl 2007 I S. 76) [Fußnote
im BStBl für Rheinland-Pfalz: vom 29. Oktober 2008, (BStBl 2009 I S. 332)] und vom
23. Oktober 2012 (BStBl I S. 1083). Er wird im Bundesteuerblatt Teil I veröffentlicht.
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